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Bebauungsplan Nr. 24 – Wohnen am Schusterteich_2.BA –
der Gemeinde Steinhagen (Vorpommern)

mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung
Planzeichnung (Teil A)

                                          Text (Teil B)

I. Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und BauNVO

1. Allgemeine Wohngebiete mit Nutzungsbeschränkungen
(gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 1 BauGB i. v. m. § 4 BauNVO)

Die allgemeinen Wohngebiete (WA 1 und WA 2) dienen vorwiegend dem Wohnen.

1.1. In den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) sind folgende, gemäß § 4 Absatz 2 BauNVO
zulässigen Nutzungen zulässig:

- Wohngebäude
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden
- nicht störende Handwerksbetriebe
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

1.2. In den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) ist folgende, gemäß § 4 Absatz 3 BauNVO
ausnahmsweise zulässige Nutzungen gemäß § 1 Absatz 6 BauNVO zulässig:

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

1.3.  In den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) ist folgende, gemäß § 13 BauNVO
        i. V. m. § 4 BauNVO zulässige Nutzung zulässig:

- Räume für freie Berufe

1.4. In den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) sind folgende, gemäß § 4 Absatz 2 BauNVO
zulässige Nutzungen gemäß § 1 Absatz 5 BauNVO unzulässig:

- Schank- und Speisewirtschaften

1.5. In den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) sind folgende, gemäß § 4 Absatz 3 BauNVO
ausnahmsweise zulässige Nutzungen gemäß § 1 Absatz 5 BauNVO unzulässig:

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes
- Anlagen für Verwaltung
- Gartenbaubetriebe
- Tankstellen

1.6. In den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) ist folgende gemäß § 13a BauNVO
i. V. m. § 4 BauNVO zulässige Nutzung gemäß § 1 Absatz 5 BauNVO unzulässig:

- Ferienwohnungen

2. Maß der baulichen Nutzung (gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Absatz 2 Nr. 3 und 4
sowie § 18 Absatz 1 und § 20 Absatz 1 BauNVO)

2.1.  Vollgeschosse

Als maximal zulässige Anzahl der Vollgeschosse gelten die entsprechenden Eintragungen im Plan.
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 werden I Vollgeschoss als Höchstmaß 
festgesetzt.

2.2. Höhe baulicher Anlagen

Als höchstzulässige Anzahl für Vollgeschosse gelten die entsprechenden Eintragungen im Plan. Die
Firsthöhe von Gebäuden darf eine Höhe von 8,00 m über Bezugspunkt nicht überschreiten. Der
Bezugspunkt ist die fertiggestellte Oberkante der nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsfläche.

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen (gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22
und 23 BauNVO)

3.1. Bauweise

Die Gebäude in den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) sind in offener Bauweise zu
errichten.

3.2. Überbaubare Grundstücksfläche

Als Ausnahme dürfen die festgesetzten Baugrenzen wie folgt überschritten werden:

- durch Balkone in einer Tiefe von max. 2,50 m
- durch Terrassenflächen in einer Tiefe von max. 3,00 m
- durch Dachüberstände in einer Tiefe von max. 0,70 m
- durch Eingangsüberdachungen auf einer Breite der Eingangstür zzgl. max. 1,00 m und in einer 
  Tiefe von max. 1,50 m.

Die Grundstücksbereiche innerhalb der Sichtdreiecke der Straßen sind freizuhalten.

4. Flächen für Garagen, überdachte Stellplätze und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

4.1. In den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) müssen Garagen, überdachte Stellplätze
und Stellplätze einen Mindestabstand von 3,0 m hinter der Straßenbegrenzungslinie aufweisen.

4.2. In den öffentlichen Verkehrsflächen mit Zweckbestimmung - Verkehrsberuhigter Bereich - sind am
Fahrbahnrand eine geeignete Anzahl an öffentlichen Stellplatzanlagen herzustellen. Die einzelnen
Stellplatzanlagen müssen mindestens eine PKW-Stellplatzfläche mit den Abmessungen von
5,00 m x 2,00 m sowie mindestens eine Grünfläche mit den Abmessungen von 2,00 m x 2,00 m
umfassen. Die Grünfläche sollte nach Möglichkeit vor dem Stellplatz angeordnet werden. Die
Stellplatzflächen sind mit einer geeigneten Fahrbahnmarkierung zu kennzeichnen und im Versatz
zueinander auf beiden Straßenseiten anzuordnen. Bei der Bestimmung der Standorte und der
Anzahl der Stellplatzanlagen sowie der Abstände zwischen den Stellplatzanlagen sind für ein
gefahrloses Passieren die Schleppkurven eines dreiachsigen Müllfahrzeugs zu berücksichtigen.

5. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

5.1. Die Erschließungsstraßen werden als öffentliche Verkehrsfläche mit Zweckbestimmung
- Verkehrsberuhigter Bereich - gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt.

5.2. Die öffentlichen Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung - Verkehrsberuhigter Bereich -
sind als Mischverkehrsfläche auszubauen.

6.  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
     gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 20 i. V. m. § 1a Absatz 3 BauGB

6.1. Schutzmaßnahme S 1 Gehölzschutz
Sofern Bauarbeiten im gehölznahen Bereich (< 3 m) erfolgen, sind die Gehölze gemäß DIN 18920 der
VOB/C bzw. nach RAS-LP 4 (1999) vor Beschädigungen zu schützen. Der Schutz umfasst neben dem
Stammschutz insbesondere den Wurzelbereich. Es sind Schutzzäune vorzusehen, welche nach
Beendigung der Bauarbeiten wieder zu entfernen sind.
Im Wurzelbereich dürfen keine Abgrabungen bzw. Aufschüttungen erfolgen. Unvermeidbare
Bodenbearbeitungen im Wurzel- bzw. Kronentraufbereich sind in wurzelschonender Arbeitsweise
(Handarbeit) durchzuführen. Der Wurzelbereich ist bei Abgrabungen feucht zu halten und abzudecken.
Soweit Lichtraumprofil für die Baudurchführung hergestellt werden muss, sind die Schnittarbeiten vor
Beginn der Baumaßnahme durchzuführen um Rissschäden zu vermeiden. Die Notwendigkeit und der
Umfang des Gehölzschutzes sind im Einzelfall zu bewerten.

6.2. Ersatzmaßnahme E 1 Ökokonto
Für die Kompensation des ausstehenden Kompensationsbedarfs wird ein Ökokonto herangezogen.
Entsprechend des Eingriffs muss dieses in der Landschaftszone „Vorpommersches Flachland“ liegen.
Geplant ist die Nutzung des Ökokontos VR 011 - Renaturierung Polder 3 Bad Sülze. Das Ökokonto
hat eine Flächengröße von ca. 327 ha. Ziel ist die Renaturierung von entwässertem
Niedermoorgrünland im Flusstalmoor der Recknitz sowie der Erhalt und die Entwicklung einer der
größten Binnensalzstellen Mecklenburg-Vorpommerns.
Durch verschiedene bauliche Maßnahmen wurden 2015 die Talmoorflächen einschließlich der Flächen
der Binnensalzstelle wiedervernässt und in eine angepasste extensive Grünlandnutzung überführt.
Damit werden naturnahe Überflutungs- und Grundwasserverhältnisse wiederhergestellt, die auch das
Aufsteigen der Sole wieder ermöglichen und den salztoleranten und -liebenden Pflanzen- und
Tierarten Lebensraum bieten.
Für die vollständige Kompensation des Eingriffes werden von den insgesamt berechneten 2.910.675
Kompensationsflächenäquivalenten 8.080 KFÄ in Anspruch genommen.

WA

Planzeichenerklärung gem. Planzeichenverordnung und BauNVO
sowie Erklärung der Planzeichen ohne Normcharakter

II. Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 1 BauGB  i. V. m. § 4 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet

2. Maß der baulichen Nutzung (gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 1, 2, 3  BauGB i. V. m. § 4 BauNVO)

3. Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)

o Offene Bauweise

Baugrenze

Einzelhäuser

Maximal eine Wohnung je Wohngebäude

6. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
    sowie für Ablagerungen (gemäß § 9 Absatz 2 Nr. 12 und Nr. 14)

Standort mit Zweckbestimmung: Stromversorgung

Ö

Öffentliche Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung
 
Zweckbestimmung:

                    Verkehrsberuhigter Bereich

öffentlich

1.
2.
3.

4.
5.

1. Bezeichnung des Gebietes

2. Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß

3. Bauweise

           o           Offene Bauweise

4. Maximal zulässige Anzahl der Vollgeschosse

5. Festsetzungen zur Höhe

      max. FH    Maximal zulässige Firsthöhe

6. Einzelhäuser / Maximal zulässige Anzahl der Wohnungen je Wohngebäude

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

7. Sonstige Planzeichen

   

Vorgesehene Parzellierung

Innerhalb der Sichtdreicke der Straßen liegender Grundstücksbereich

Bemaßung15.41

Übersicht M 1:5000

6.

Stand: Januar 2023

6.3. Vermeidungsmaßnahmen

V 1. Das Brombeergebüsch ist im Winterhalbjahr, innerhalb der Bauzeit für die Baufeldfreimachung
(01.10.-31.01.) abzumähen. Im Sommer, wenn sich die Amphibien in ihren Sommerquartieren
befinden, kann nach Freigabe der ökologischen Baubegleitung (ÖBB) der Oberboden entfernt werden.
Im Herbst ist durch die ÖBB eine Kontrolle des Bereiches auf Anzeichen für Wanderaktivitäten von
Amphibien durchzuführen. Sollten sich Hinweise auf Amphibienwanderungen durch das Plangebiet
ergeben, ist von der ÖBB die Aufstellung eines Amphibienschutzzauns zu veranlassen.

V 2. Zur Vermeidung von Verletzungen oder Tötungen von Vögeln und ihrer Entwicklungsformen darf die
Baufeldfreimachung (Rodung von Gehölzen, Abschieben des Oberbodens) im Geltungsbereich des
B-Plans Nr. 24 nur außerhalb der Brutzeit von Vögeln, d. h. zwischen dem 01. Oktober und 31. Januar
erfolgen.

V 3. Für den Geltungsbereich des B-Plans Nr. 24 ist ein angepasstes insekten- und
fledermausfreundliches Beleuchtungskonzept, auch während der Bauphase, vorzusehen. Generell ist
die Beleuchtung so zu gestalten, dass eine Beleuchtung von Gehölzbereichen so weit wie möglich
ausgeschlossen wird. Die Beleuchtung ist auf ein für die Verkehrssicherheit notwendiges Minimum zu
beschränken. Weiterhin sind Laternen nach oben vollständig abzuschirmen und mit warmweißem,
insektenfreundlichem Licht (< 2.500 K) mit möglichst geringem Blauanteil zu versehen (z. B. PC
Amber LED). Die Lichtintensität ist z. B. durch Dimmen, bedarfsgerechte Zeitschaltung (z. B.
Abschaltung zwischen 22 und 6 Uhr), sensorgesteuerten Betrieb oder vollständiger Abschaltung
während der Nacht auf das minimal notwendige Maß zu reduzieren und auf ausschließlich dekorative
Beleuchtung bzw. Leuchtwerbung ist zu verzichten. Auf nächtlichem Baubetrieb mit Beleuchtung ist im
Zeitraum zwischen 01. April und 31. September möglichst zu verzichten.

6.4. Maßnahmen zur dauerhaften Sicherung der ökologischen Funktion

CEF 1: Als Ausgleich für den Entfall von Brutplätzen des Feldsperlings sind vor der
Baufeldfreimachung im Umfeld des Plangebietes drei Nistkästen aufzuhängen. Die genauen
Standorte legt die ökologische Baubegleitung fest.

6.5. Minderungsmaßnahmen
Zur Verminderung der baubedingten Beeinträchtigungen durch Schadstoffeinträge während der Bau-
und Betriebsphase sind folgende Minderungsmaßnahmen umzusetzen:

M 1. Baustelleneinrichtungsflächen sind auf das nötigste Minimum zu beschränken.

M 2. Biologisch abbaubare Schmierstoffe sind zu verwenden.

M 3. Zur Unfallverhütung sind Sicherungsmaßnahmen umzusetzen.

6.5. Pflanzliste
Für die Pflanzgebote sind heimische, standortgerechte Bäume und Sträucher, entsprechend
nachfolgender Pflanzliste zu verwenden:

Baumarten Gestaltungspflanzungen (Auswahl; optional):
Acer campestre - Feld-Ahorn  Prunus spec. - Kirsche
Acer platanoides - Spitz-Ahorn Pyrus spec. - Birne
Acer pseudoplatanus - Berg-Ahorn Quercus petraea - Trauben-Eiche
Aesculus hippocastanum - Roß-Kastanie Quercus robur - Stiel-Eiche
Betula pendula - Hänge-Birke Salix spec. - Weide
Carpinus betulus - Hainbuche Sorbus aria - Mehlbeere
Castanea sativa - Ess-Kastanie Sorbus aucuparia - Eberesche
Corylus colurna - Baum-Hasel Sorbus intermedia - Schwedische Mehlbeere
Fagus sylvatica - Rotbuche Tilia cordata - Winterlinde
Juglans regia - Walnuss Ulmus spec. - Ulme
Malus spec. - Apfel

Straucharten Gestaltungspflanzungen (Auswahl; optional):
Clematis vitalba - Waldrebe Hydragea petiolaris - Kletter-Hortensie
Cornus alba - Tatarischer Hartriegel Kolkwitzia amabilis - Kolkwitzie
Cornus mas - Kornelkirsche Lavendula spec. - Lavendel
Cornus sanguinea - Roter Hartriegel Philadelphus coronarius - Europäischer 

  Pfeifenstrauch
Corylus avellana - Gemeine Hasel Prunus spinosa - Schlehe
Crataegus spec. - Weißdorn Ribes spec. - Johannisbeere
Deutzia spec. - Deutzie Rosa canina - Hunds-Rose
Forsythia intermedia - Forsythie Rubus fruticosus agg. - Brombeeren
Hedera helix - Gemeiner Efeu Spirea spec. - Spierstrauch

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 86 LBauO M-V)

1.  Außenwände

Die Außenwände der Wohngebäude und Nebengebäude sind mit Putzoberflächen, Verblender oder
Holz herzustellen. Anteilig bis zu 35 % je Wohngebäude oder Nebengebäude sind Glasflächen
zulässig. 

2. Entwurf Dachgestaltung

Für die Wohngebäude sind Satteldächer, Walmdächer und Krüppelwalmdächer mit einer
Dachneigung von 30° bis 45° zulässig. Garagen, Stellplatzüberdachungen und untergeordnete
Nebenanlagen können flachere Dachneigungen aufweisen. Mehrgiebelhäuser und Zwerchgiebel
sind zulässig.

Dacheindeckungen sind in naturroten, braunen oder grauen Farbtönen mit folgender Nummer aus
dem RAL Design-System zu verwenden:

RAL 7005  RAL 7016 RAL 7043 RAL 8014 RAL 8022 RAL 8028
RAL 7006 RAL 7021 RAL 8004 RAL 8015 RAL 8023 RAL 8029
RAL 7011 RAL 7024 RAL 8007 RAL 8017 RAL 8024
RAL 7012 RAL 7037 RAL 8012 RAL 8019 RAL 8025

Als Dachmaterialien sind Tondachziegel und Betondachsteine zulässig.
Weiche Dacheindeckungen sind unzulässig.
Dachbegrünung ist zulässig.

Als Gaubenformen sind Schleppgauben, Fledermausgauben, stehende Gauben bzw.
Satteldachgauben, Walmdachgauben und Trapezgauben zulässig.

3. Gestaltung unbebauter Grundstücksflächen

Im Vorgartenbereich, d. h. zwischen der Begrenzung der Verkehrsfläche und der vorderen,
     straßenzugewandten Baugrenze ist eine Nutzung für gewerbliche Zwecke oder die Lagerung
    von Gegenständen aller Art nicht zulässig. Müllbehältnisse dürfen nur zur Abholung durch die örtliche

Müllabfuhr im Bereich zwischen der Begrenzung der Verkehrsfläche und der vorderen,
straßenzugewandten Baugrenze abgestellt werden.
Die nicht überbauten Flächen innerhalb der Baugebiete sind zu begrünen. Steinbeete und Steingärten
mit Schotter, Kies oder ähnlichem Belag sind auf maximal 5 % der nicht überbauten
Grundstücksflächen zulässig.

4.  Solaranlagen

Solaranlagen sind auf den Dächern der Haupt- und Nebengebäude zugelassen.

5. Einfriedungen

Die Einfriedungen der Wohngrundstücke sind bis zu einer Höhe von max. 1,60 m zulässig. Mauern als
massive freistehende und flache Bauwerke sind bis zu einer Höhe von max. 1,20 m zulässig. Die
Einfriedungen der Grundstücke in den Verkehrseinmündungsbereichen (Sichtdreiecke der Straßen)
sind jedoch nur bis zu einer Höhe von max. 0,90 m erlaubt. Durchlaufende Zaunsockel sind
unzulässig. Mauern sind für Kleintiere durchlässig zu gestalten.

6. Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den in den Punkten 1 bis 5 getroffenen
bauordnungsrechtlichen Festsetzungen zuwiderhandelt.
(2) Diese Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 84 Abs. 3 LBauO M-V mit einer Geldbuße bis zu
500.000 € geahndet werden.

Straßenbegrenzungslinie

E

1 Wo

25 Hausnummer Straßenbeleuchtung

                                             VERFAHRENSVERMERKE

1. Die Aufstellung erfolgte aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung Steinhagen
(Vorpommern) gemäß § 2 Absatz 1 BauGB vom 25.11.2021.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2
BauGB sowie § 10 der Hauptsatzung der Gemeinde Steinhagen (Vorpommern) im Internet auf der
Internetseite des Amtes Niepars unter der Internetadresse www.amt-niepars.de am 13.05.2022
erfolgt.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

2. Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 17 LPIG M-V
beteiligt worden. Die Planungsanzeige ist am 05.05.2022 erfolgt.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

3. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 BauGB ist im Rahmen
einer Vorstellung bei der Sitzung der Gemeindevertretung am 17.03.2022 durchgeführt worden.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

4. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit
Schreiben vom 14.06.2022 frühzeitig unterrichtet und zur Äußerung, auch im Hinblick auf den
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung gemäß § 2 Absatz 4 BauGB,
aufgefordert worden.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

 5.    Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die 
Nachbargemeinden sind gemäß § 4 Absatz 1 BauGB sowie § 2 Absatz 2 BauGB mit Schreiben vom
14.06.2022 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

  6. Der Vorentwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil
B) mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung, mit Begründung und die wesentlichen, bereits
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen, haben in der Zeit vom 14.06.2022 bis zum
12.07.2022 während folgender Zeiten gemäß § 3 Absatz 1 BauGB öffentlich ausgelegen:

Montag 09.00 - 12.00 Uhr
Dienstag 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 08.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 16.00 Uhr
Freitag 09:00 - 12:00 Uhr

Ergänzend wurde die Einsichtnahme gemäß § 4a Absatz 4 BauGB auf der Internetseite des Amtes
Niepars: www.amt-niepars.de sowie auf der Internetseite des Bau- und Planungsportals M-V:
https://bplan.geodaten-mv/Bauleitpläne über den Menüpunkt "Gesamtsuche" gewährleistet.

     Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist
von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können, im Internet auf der 
Internetseite des Amtes Niepars unter der Internetadresse www.amt-niepars.de unter dem 
Menüpunkt "Amtsverwaltung" über "Bauleitplanverfahren" und dann "Gemeinde Steinhagen" gemäß
§ 10 der Hauptsatzung der Gemeinde Steinhagen (Vorpommern) am 03.06.2022 ortsüblich 
bekanntgemacht worden.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

7.     Die Gemeindevertretung Steinhagen (Vorpommern) hat am 02.02.2023 den Entwurf des 
Bebauungsplanes mit Begründung einschließlich Umweltbericht beschlossen und zur Auslegung 
bestimmt.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

8.     Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die 
Nachbargemeinden sind gemäß § 4 Absatz 2 BauGB sowie § 2 Absatz 2 BauGB mit Schreiben vom
.................... zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

  9. Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B)
mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung, mit Begründung und die wesentlichen, bereits
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen, haben in der Zeit vom .................... bis zum
.................... während folgender Zeiten gemäß § 3 Absatz 2 BauGB öffentlich ausgelegen:

Montag 09.00 - 12.00 Uhr
Dienstag 09.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag 08.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 16.00 Uhr
Freitag 09:00 - 12:00 Uhr

Ergänzend wurde die Einsichtnahme gemäß § 4a Absatz 4 BauGB auf der Internetseite des Amtes
Niepars: www.amt-niepars.de sowie auf der Internetseite des Bau- und Planungsportals M-V:
https://bplan.geodaten-mv/Bauleitpläne über den Menüpunkt "Gesamtsuche" gewährleistet.

     Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist
von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können und dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben können, im Internet auf der Internetseite des Amtes Niepars unter der 
Internetadresse www.amt-niepars.de unter dem Menüpunkt "Amtsverwaltung" über  
"Bauleitplanverfahren" und dann "Gemeinde Steinhagen" gemäß § 10 der Hauptsatzung der 
Gemeinde Steinhagen (Vorpommern) am .................... ortsüblich bekanntgemacht worden.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

  10.  Die Gemeindevertretung Steinhagen (Vorpommern) hat die fristgemäß abgegebenen
Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und
Nachbargemeinden am .................... geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

11.  Der katastermäßige Bestand am ……………….. wird als richtig dargestellt bescheinigt.
Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur
grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im Maßstab 1 : ............... vorliegt.
Regressansprüche können nicht abgeleitet werden.

Greifswald, den Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
______________________________________________________________________________________

12. Der Bebauungsplan Nr. 24 "Wohnen am Schusterteich_2.BA", bestehend aus der Planzeichnung
(Teil A) und dem Text (Teil B) mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung, wurde am 
.................... von der Gemeindevertretung Steinhagen (Vorpommern) als Satzung beschlossen. Die
Begründung einschließlich Umweltbericht zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss der 
Gemeindevertretung Steinhagen (Vorpommern) vom .................... gebilligt.

Steinhagen, den Der Bürgermeister

13. Die Genehmigung dieser Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und
dem Text (Teil B) mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung, wurde mit Verfügung der
Verwaltungsbehörde des Landkreises Vorpommern-Rügen vom .................... Az.: ....................  -
mit Nebenbestimmungen und Hinweisen - erteilt.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

14.  Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) mit
örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung, wird hiermit ausgefertigt.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

15. Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 24 "Wohnen am Schusterteich_2.BA", bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) mit örtlichen Bauvorschriften über die
Gestaltung, sowie die Stelle, bei der der Bebauungsplan mit der Begründung und der
zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Absatz 4 BauGB auf Dauer während der Dienststunden
von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am
……………….. im Internet auf der Internetseite des Amtes Niepars unter der Internetadresse
www.amt-niepars.de unter dem Menüpunkt .............................. gemäß § 10 der Hauptsatzung der
Gemeinde Steinhagen (Vorpommern) ortsüblich bekanntgemacht worden.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die
Rechtsfolgen (§ 215 Absatz 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von
Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) und auf die Bestimmung des § 5 Absatz 5
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der
Bekanntmachung vom .................... (GVOBl.M-V S. 777) hingewiesen worden.

Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 24 "Wohnen am Schusterteich_2.BA" ist mit Ablauf des
.................... in Kraft getreten.

Steinhagen, den Der Bürgermeister
______________________________________________________________________________________

PRÄAMBEL

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses
geltenden Fassung, sowie nach § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in
der jeweiligen zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung, wird nach Beschlussfassung
durch die Gemeindevertretung Steinhagen (Vorpommern) vom .................... folgende Satzung über den
Bebauungsplan Nr. 24 "Wohnen am Schusterteich_2.BA", bestehend aus der Planzeichnung
(Teil A) und dem Text (Teil B) mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung, erlassen:

Steinhagen, den Der Bürgermeister

Bebauungsplan Nr. 24

– Wohnen am Schusterteich_2.BA –

der Gemeinde Steinhagen (Vorpommern)

mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung
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III.  Nachrichtliche Übernahme

Maßnahmen zur Sicherung von Bodendenkmalen
Der Beginn von Erdarbeiten ist 4 Wochen vorher schriftlich und verbindlich der unteren
Denkmalschutzbehörde und dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege anzuzeigen. Wenn während
der Erdarbeiten Bodenfunde (Urnenscherben, Steinsetzungen, Mauern, Mauerreste, Hölzer,
Holzkonstruktionen, Bestattungen, Skelettreste, Münzen u. ä.) oder auffällige Bodenverfärbungen,
insbesondere Brandstellen, entdecket werden, sind diese gem. § 11 Abs. 1 u. 2 des Denkmalschutz-
gesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V v. 6.1.1998, GVOBl. M-V S. 383, 392)
unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gem. § 11 Abs. 1
DSchG M-V für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die
den Wert des Gegenstandes erkennen. Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in
unverändertem Zustand zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

IV. Hinweise

1. Auflagen Bodenschutz

1.1. Während der Baumaßnahme auftretende Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen oder
Altlastverdachtsflächen (vererdete Müllkörper, Verunreinigungen des Bodens, Oberflächen- und
Grundwassers, u. a.) sind der unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Vorpommern-Rügen
sofort anzuzeigen. Die Arbeiten sind gegebenenfalls zu unterbrechen.

1.2. Treten während der Baumaßnahme Überschussböden auf oder ist es notwendig Fremdböden
auf- oder einzubringen, so haben entsprechend § 7 BBodSchG die Pflichtigen Vorsorge gegen das
Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen. Die Forderungen der §§ 9 bis 12 der
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999 (BGBI. l. S. 1554), in
der zuletzt gültigen Fassung, sind zu beachten. Dabei sind insbesondere die Anforderungen der DIN
19731(Ausgabe 5/98) zu berücksichtigen.

2. Kampfmittel

2.1. Das Plangebiet ist nicht als kampfmittelbelasteter Bereich bekannt. Derartige Bodenfunde können in
Mecklenburg-Vorpommern jedoch nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Aus diesem Grund sind
Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei diesen Arbeiten
kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, ist aus Sicherheitsgründen
die Arbeit einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die
Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen.

2.2. Gemäß § 52 LBauO ist der Bauherr für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
verantwortlich. Insbesondere wird auf die allgemeinen Pflichten als Bauherr hingewiesen,
Gefährdungen für auf der Baustelle arbeitende Personen so weit wie möglich auszuschließen. Dazu
kann auch die Pflicht gehören, vor Baubeginn Erkundungen über eine mögliche
Kampfmittelbelastung des Baufeldes einzuholen.

2.3. Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung      
(Kampfmittelbelastungsauskunft) kann gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des
Landesamtes für Zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz
Mecklenburg-Vorpommern (LPBK M-V) erhalten werden. Auf der Homepage des LPBK M-V
www.brand-kats-mv.de unter "Munitionsbergungsdienst" sind ein Antragsformular sowie ein
Merkblatt über die notwendigen Angaben verfügbar. Das LPBK M-V empfiehlt ein entsprechendes
Auskunftsersuchen rechtzeitig vor Bauausführung.

3. Auflagen Abfall

3.1. Die Deponierung nicht verunreinigter mineralischer Bauabfälle ist unzulässig. Verwertbare Baustoffe
dürfen nicht mit verwertbaren Bauabfällen vermischt werden.

3.2. Müll- bzw. Wertstoffcontainerstandorte sind zweckmäßig und bürgerfreundlich zu planen und
herzurichten.

3.3. Die Straßen sind so zu gestalten, dass ein sicheres Befahren mit Entsorgungsfahrzeugen möglich
ist (§ 45, Abs. 1 Unfallverhütungsvorschrift "Fahrzeuge" - BGV D 29).

3.4. In der Gemeinde Steinhagen (Vorpommern) wird die Entsorgung der Abfälle gemäß der Satzung
über die Abfallbewirtschaftung im Landkreis Vorpommern-Rügen (Abfallsatzung - AbfS) vom 9.
Oktober 2017 in der Fassung der 3. Änderungssatzung, gültig seit dem 01. Januar 2020 durch den
Landkreis Vorpommern-Rügen, Eigenbetrieb Abfallwirtschaft bzw. durch von ihm beauftragte Dritte
durchgeführt. Weiterhin erfolgt die Abholung und Entsorgung von Wertstoffen, wie Pappe, Papier,
Glas und Verkaufsverpackungen, durch hierfür beauftragte private Entsorger. Der Geltungsbereich
des Bebauungsplanes unterliegt aufgrund der geplanten Nutzung dem Anschluss- und
Benutzungszwang an die Abfallbewirtschaftung gemäß § 6 der AbfS.

3.5. Alle Abfallbehälter/ -säcke sowie Sperrmüll sind gemäß § 15 Absatz 2 AbfS am Tag der Abholung an
der Bürgersteigkante bzw. am Straßenrand der nächsten mit Müllfahrzeugen befahrbaren
öffentlichen Straße so bereitzustellen, dass ein Rückwärtsfahren der Entsorgungsfahrzeuge nicht
erforderlich ist.

4. Niederschlagsentwässerung

Das anfallende Niederschlagswasser ist in das bestehende Leitungsnetz der Regionalen Wasser-
und Abwassergesellschaft mbH Stralsund (REWA GmbH Stralsund) einzuleiten.

5. Grenznaher Raum

5.1. Das Plangebiet befindet sich im grenznahen Raum. Gemäß § 14 Abs. 2 ZollVG dürfen
Zollbedienstete im grenznahen Raum Grundstücke mit Ausnahme von Gebäuden betreten und
befahren.

5.2. Darüber hinaus kann das Hauptzollamt verlangen, dass Grundstückseigentümer und -besitzer einen
Grenzpfad freilassen und an Einfriedungen Durchlässe oder Übergänge einrichten, das
Hauptzollamt kann solche Einrichtungen auch selbst errichten.

6. Auflagen Wasserwirtschaft

6.1. Auf Grund der Lage des Plangebietes im Trinkwasserschutzgebiet sind Bohrungen für Brunnen und
Erdwärmesonden im Regelfall nicht zulässig.

6.2. Alle anderen Erdaufschlüsse wie Baugrundsondierungen, Unterkellerungen, Tiefgründungen o. ä.
sind bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Die Anzeigepflicht gilt auch für den Umgang und
die Lagerung wassergefährdender Stoffe.

6.3. Für die Bewertung der stofflichen Belastung des Niederschlagswassers im Plangebiet und der
Notwendigkeit, dieses vor der Einleitung in die Vorflut zu behandeln, als auch für die Ermittlung
erforderlicher Maßnahmen und Wirksamkeiten zum Stoffrückhalt ist das DWA-Merkblatt M 153 nur
noch eingeschränkt zu verwenden. Insbesondere sind die Regelungen der DWA-/ BWK-Arbeits-
blätter A-102-1/BWK-A-3-1, DWA-A-102-2/ BWK-A-3-3 und DWA-Merkblattentwurf-102-4/
BWK-A-3-4 (Regenwasserbewirtschaftung) zu beachten und nur die noch gültigen Abschnitte des
DWA-Merkblattes M153 anzuwenden.

6.4. Die Artikel 1 und 4 der EG-Wasserrahmenrichtlinie (EG-WRRL), die jede nachteilige Änderung des
Zustandes eines Oberflächengewässers (Verschlechterungsgebot) untersagen, wobei alle
Oberflächengewässer zu schützen, zu verbessern und zu sanieren sind, mit dem Ziel, einen guten
Zustand der Oberflächengewässer (Zielerreichungsgebot) zu erreichen, sind einzuhalten.

7. Auflagen Naturschutz

7.1. Für die Baufeldberäumung, die Erschließung und die weitere Umsetzung des Bebauungsplanes sind
möglicherweise Festlegungen und Genehmigungen der unteren Naturschutzbehörde
Vorpommern-Rügen nach § 44 Absatz 1 in Verbindung mit § 44 Absatz 5 sowie § 45 Absatz 7
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) erforderlich, da durch die Arbeiten artenschutzrechtliche
Belange betroffen sein können.

7.2. Möglicherweise sind z. B. vor Beginn der Arbeiten funktionsfähige Ersatzhabitate zu schaffen oder
bestimmte Bauzeiten einzuhalten. Entsprechend frühzeitig sind notwendigen Abstimmungen mit und
Genehmigungen bei der unteren Naturschutzbehörde Vorpommern-Rügen durchzuführen bzw. zu
beantragen. Hierzu ist ein aktuelles artenschutzrechtliches Fachgutachten von qualifizierten
Fachkräften vorzulegen.

Plangrundlage:
ALKIS-Datensatz (Stand: Januar 2021),
Lagebezug und Projektion: ETRS89 UTM 33
Höhenbezugssystem DHHN 2016 (NHN)

Plangebiet:
Gemeinde: Steinhagen (Vorpommern)
Ortsteil: Steinhagen
Gemarkung Steinhagen, Flur 2, Flurstücke 374/44 und 386/1

8. Planzeichen ohne Normcharakter

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)


